
Berlin - Restaurants, Cafés, Kneipen
und Kultureinrichtungen könnten bun-
desweit auch im Dezember geschlossen
bleiben. In Kreisen der Bundesregierung
hieß es am Freitag, dass sich eine Verlän-
gerung der Maßnahmen bis kurz vor
Weihnachten abzeichnet, vom 20. De-
zember ist dabei die Rede. Über Weih-
nachten könnte es dann Lockerungen ge-
ben. Mehrere Landesregierungen erwä-
gen aber eine Verlängerung der Maßnah-
men bis zum 6. Januar. Eine Variante sei
auch, dass der Teil-Lockdown allgemein
bis zum 20. Dezember verlängert wird
und dann die Länder selbständig je nach
Infektionsgeschehen über Verlängerun-
gen entscheiden.
AmWochenende wollen sich die Bun-

desländer untereinander abstimmen, ko-
ordiniert vomVorsitzendenderMinister-
präsidentenkonferenz, Berlins Regieren-
dem Bürgermeister Michael Müller
(SPD).Die Länderseite soll demKanzler-
amt einen Vorschlag unterbreiten vor
dem Treffen mit Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) am Mittwoch. Dort geht es
um drei Fragen: Wie lange verlängern;
nurverlängernoder verschärfen; undwel-
che zusätzlichen Finanzhilfen für betrof-
fene Branchen sind möglich.

Das Robert-Koch-Institut (RKI) hatte
amFreitag einenneuenRekordmitgeteilt:
BinneneinesTageswurden23648Neuin-
fektionengemeldet.AuchinBrandenburg
wurdeeinHöchststanderreicht,vonDon-
nerstagaufFreitagwurden538neueFälle
registriert. Aktuell sind im Land 5285
Menschen erkrankt. Nach Zahlen der
Deutschen Interdisziplinären Vereini-
gung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI) sind in Brandenburg derzeit 589
Intensivbetten belegt, 190 sind noch frei.
Innerhalb einer Woche könnten zusätz-
lich 420 Intensivbetten aufgestellt wer-
den. Gesundheitsministerin Ursula Non-
nemacher(Grüne)bezeichnetedieweiter
hohen Zahlen als besorgniserregend. Ih-
rer Ansicht nach wirkt der „Lockdown-
Light“ bereits. „Den exponentiellen An-
stieg konnten wir abbremsen. DieWucht
der zweiten Corona-Welle ist aber so
groß, dass wir noch Geduld haben müs-
sen, bis die Zahlen spürbar zurückgehen.
Die vor uns liegenden Monate bleiben
schwierig“, schätzte dieMinisterin ein.
Unterdessen geht die Diskussion um

Maßnahmen für die Schulen weiter, um
dieEinrichtungenoffenhaltenzukönnen.
DerStädte- undGemeindebundBranden-
burg sieht bei der Umsetzung von mögli-
chem Teilungsunterricht große Schwie-
rigkeiten.BeiKindertagesstättenundHor-
ten in kommunaler Trägerschaft gebe es
flächendeckendkeine freienKapazitäten,
die dies auffangen könnten. Vorausset-
zungfüreinenTeilungsunterricht inunte-
renKlassenstufenseiderAufbauzusätzli-
cher Betreuungsangebote durch das
Land.
Hoffnungmacht die Aussicht auf einen

baldigen Impfstart. Das deutsche Unter-
nehmen Biontech und der US-Konzern
Pfizer beantragten in den USA eine Not-
fallzulassung. Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) rechnet schon im Dezem-
ber oder „sehr schnell nach der Jahres-
wende“ mit der Zulassung eines Co-
rona-Impfstoffes in Europa.  (mit dpa)

— Seiten 4, 9, 12 und 17

POTSDAM, WOCHENENDAUSGABE VOM 21. NOVEMBER 2020 70. JAHRGANG / NR. 272 / 2,30 €WWW.PNN.DE

G ut 40 Jahre nach ihrer Gründung
kommen die Grünen an diesem
Wochenende zusammen, um ein

neues Grundsatzprogramm zu beschlie-
ßen, das vierte in der Geschichte. Doch
der Parteitag, der ursprünglich in Karls-
ruhe stattfinden sollte, musste wegen der
Corona-Pandemie in den virtuellen
Raum verlegt werden. Die nostalgische
Rückkehr an den Ort, an dem alles be-
gann, bleibt der Partei also verwehrt, und
vielleicht ist das sogar ganz passend.
Die Grünen von heute haben nur noch

wenig mit der „Anti-Parteien-Partei“ zu
tun, als die Mitbegründerin Petra Kelly
sie einst bezeichnete. Seit den1980er Jah-
renhaben sie ideologisch beständig abge-
rüstet. Mit dem Älterwerden ist bei den
Grünen so manche Radikalität ver-
schwunden. Regieren ist selbstverständ-
lich geworden. Und ein Jahr vor der Bun-
destagswahl formulieren sie auch ihren
Führungsanspruch – klarer als je zuvor.
Auch wenn das neue Grundsatzpro-

grammallgemeiner ist als einRegierungs-
programm, gibt es einen Vorgeschmack
auf dasWahljahr.DieVorsitzendenAnna-
lena Baerbock und Robert Habeck kämp-
fenumdieMitte derGesellschaft, siewol-
len möglichst vielen Wählerinnen und
Wählern ein Angebot machen. Die Wirt-
schaft verstehen sie als Partnerin auf dem
Weg zu einer klimaneutralen Produkti-
onsweise, sie setzen auf die Innovations-
fähigkeit der Märkte. Gleichzeitig gab es
bei den Grünen noch nie so viel Bekennt-
nis zum Staat.
Während die Partei früher das Emanzi-

patorische in den Vordergrund gestellt
hat,mutenTeile des Programmsheutepa-
ternalistisch – oder in diesem Fall viel-
leicht eher maternalistisch – an. Aus dem
Motto „Wir ermöglichen dir deine freie
Entfaltung“ ist ein „Wir regeln das für
dich“ geworden. In der Sozialpolitik ver-
sprechen die Grünen eine „Garantie-
rente“ und Hartz IV soll durch eine „Ga-
rantiesicherung“ ersetzt werden.
Auch das Verhältnis zu den Institutio-

nen dieses Landes hat sich verändert.
Mehr als andere Parteien verstehen die
Grünen sich heute als Verteidigerin der
parlamentarischen Demokratie. Deutlich
wird derWandel besonders imVerhältnis
zur Polizei: Während zur Erfahrung der
Gründergeneration die Straßenschlach-
ten beim Anti-Atom-Protest gehören, lo-
ben die Grünen von heute die Polizei als
Garantin für Sicherheit im Innern.
Die Debatte über das neue Grundsatz-

programm hat sichtbar gemacht, in wel-
chem Umbruch sich die Partei befindet.
Indenvergangenen JahrenhabendieGrü-
nen viele neue Mitglieder gewonnen.
Viele der Jüngeren fordern nun eine stär-
kere Offenheit für Forschung ein, auch
bei heiklen Themenwie der grünen Gen-
technik oder der Homöopathie. Gleich-
zeitig ist es die junge Generation, die
beimKlimaschutz ungeduldigwird.Man-
che von ihnen fordern, die Grünen müss-
ten wieder radikaler werden und für eine
Politik eintreten, die angesichts der dro-
henden Erderwärmung über die Verabre-
dungen aus dem Pariser Klimaabkom-
men hinausgeht. So sieht es auch die Kli-
mabewegung „Fridays for Future“, aus
der sich einige enttäuscht von den Grü-
nen abwenden.
Weniger Radikalität und weniger Ab-

grenzung zu Wirtschaft und Staat haben
dazu geführt, dass dieGrünenmehrheits-
fähig geworden sind. Zugleich laufen sie
Gefahr, ihren Kern zu verlieren, die Un-
terscheidbarkeit zu anderen. Dort, wo sie
ursprünglich herkommen, ist heute wie-
der Raum für neue Bewegungen.
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Berlin - Bei demmöglichen Fall vonKan-
nibalismus geht die Staatsanwaltschaft
Berlin von einem Sexualmord aus. Es
gehe um eine Tat zur Befriedigung des
Geschlechtstriebs, sagte Behördenspre-
cherMartin Steltner am Freitag in Berlin:
Der mutmaßliche Täter, ein 41-Jähriger,
habe im Internet zu Kannibalismus re-
cherchiert und sich auf einerDatingplatt-
form bewegt, wo er auch zumOpfer Kon-
takt gehabt habe. In der Wohnung des
Verdächtigen habe man „einschlägige
Werkzeuge“wieMesser und Sägen sowie
Blutspuren gefunden. Von einem Einver-
ständnis des Opfers gehen die Ermittler
nicht aus. Das 44-jährige Opfer wurde
seit September vermisst. Spaziergänger
hatten am8.November in Berlin-Pankow
Knochen entdeckt. Tsp
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Berlin -Weil sie StörernZutritt zumBun-
destag verschafft hat, sind die restlichen
Fraktionen am Freitag hart mit der AfD
ins Gericht gegangen. Bei den Vorfällen
vom Mittwoch handele es sich um einen
Angriff auf die parlamentarische Demo-
kratie, sagte der parlamentarische Ge-
schäftsführerderUnionsfraktionMichael
Grosse-Brömer ineiner aktuellenStunde.
Die Grüne Britta Haßelmann warf der
AfDvor, die Demokratie „zersetzen“ zu
wollen. AfD-Fraktionschef Alexander
Gauland räumt zwar ein, dass das Verhal-
ten der Störer „unzivilisiert“ gewesen sei.
Die Unterstellung aber, seine Fraktion
habeimVorhineinvondenPlänenderStö-
rer gewusst, sei „infam“.  fiem

— Seite 4 und Meinungsseite

Berlin - Die schwarz-rote Koalition hat
sich grundsätzlich auf eine verbindliche
Frauenquote in Vorständen geeinigt. In
Vorständen börsennotierter und paritä-
tisch mitbestimmter Unternehmen mit
mehr als drei Mitgliedern muss demnach
künftig ein Mitglied eine Frau sein, teil-
ten Justizministerin Christine Lambrecht
(SPD)undStaatsministerinAnnetteWid-
mann-Mauz (CDU) am Freitag mit. Der
Kompromiss soll in der kommendenWo-
che den Koalitionsspitzen zur abschlie-
ßenden Entscheidung vorgelegt werden.
AnschließendwerdedieRessortabstim-

mungunddieLänder-undVerbändebetei-
ligungeingeleitet,sodassderKabinettsbe-
schlusszeitnaherfolgenkönne,teilteLam-
brecht weiter mit. Die Quote ist ein we-
sentlicher Punkt im sogenannten Füh-
rungspositionen-Gesetz – damit soll es
erstmalsinDeutschlandverbindlicheVor-

gaben für mehr Frauen in Vorständen ge-
ben.
DieArbeitsgruppe vonUnion und SPD

hat sichzudemdaraufgeeinigt, dasses für
UnternehmenmiteinerMehrheitsbeteili-
gung des Bundes eine Aufsichtsratsquote
vonmindestens30ProzentundeineMin-
destbeteiligung inVorständen geben soll.
Bei den Körperschaften des öffentlichen
Rechts wie den Krankenkassen und bei
den Renten- und Unfallversicherungsträ-
gern sowie bei der Bundesagentur für Ar-
beit soll ebenfalls eine Mindestbeteili-
gung von Frauen eingeführtwerden.
Laut einem kürzlich veröffentlichten

Gutachten im Auftrag der Bundesregie-
rung hatten freiwillige Selbstvorgaben
kaumEffekte auf die Frauenquote beiVor-
ständen. Demnach liegt der Frauenanteil
beiVorständender betroffenenUnterneh-
men aktuell bei 7,6 Prozent.  dpa

Verschwundene Millionen:
Prüfung zur Havel-Therme
kommt nicht voran – Seite 11
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Von Cordula Eubel

Verdacht auf
Kannibalismus

in Berlin

Heute mit sieben Seiten
Sonntag, Mehr Genuss
und dem Wochenendrätsel
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Die Plastik im Schloss Cecilienhof wurde
mit Öl verunreinigt – wie später mehr
als 60 Objekte in Berliner Museen.

Eine Anzeige bei der Polizei stellte die
Schlösserstiftung jedoch erst jetzt.
Das wirft nun Fragen auf – Seite 9
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Koalition einigt sich auf
Frauenquote in Vorständen

Teil-Lockdown
bis nach Silvester

möglich
Bund und Länder prüfen Verlängerung bis Januar
Neuinfektionen in Brandenburg auf Höchststand

Fraktionen
kritisieren AfD
aufs Schärfste
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